
BUNDESGERICHTSHOF

D I NAHEN DES VOLKES

Verkfindet am
17* Dezember 1973 

Werner,
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschift—teile

in  dem R echtsstreit

der Kommanditgesellschaf t  Hein rich  gML_ D M B / 
über MflHB (Westf. ) ,  K flB straße 
vertre ten  durch ihren persönlich haftenden Ge­
se llsc h a fte r, den Beklagten zu 2,
des Kaufmanns Karl-Heinrich PflB, Westf • ) ,
BflHBstraße

I I  ZR 124/72 URTEIL

Beklagten und .Revisionsklägers,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

den B etrieb s le ite r Günter P flR  
B H H j H B K  K flH H H V  Weg

/über

Kläger und Revisions beklagten,
- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof, Dr. Dr.

und Prof. Dr.



Der I I .  Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 19. November 1973 
durch den Vorsitzenden Richter Stimpel und die Richter 
Dr. Schulze, Fleck, Dr. Bauer und Dr. Kellermann

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel der Beklagten werden 
-  unter deren Zurückweisung im übrigen -  das 
U rte il des 8. Z iv ilsenats des Oberlandes­
gerichts Hamm vom 12. Juni 1972 und das 
U rte il der 2. Kammer fü r Handels Sachen des 
Landgerichts B ielefeld  vom 29. September 1971 
im Kostenpunkt und insoweit aufgehoben, a ls  
die Vor ins tanzen dem Feststellungsantrag zu 3 
stattgegeben haben. Insoweit wird die Klage 
abgewiesen.

Es tragen:
von den b is  zum Beginn der mündlichen Ver­
handlung vom 23« August 1971 entstandenen

Kosten
der Kläger 7/47,
die Beklagte zu 1 40/47;

von den später entstandenen Kosten des ersten
Rechtszuges

der Kläger 1/21 ,
die Beklagte zu 1 20/21;

von den Kosten der Rechtsmittel verfahren
der Kläger 1/21 ,
die Beklagten je 10/21.

Von Rechts wegen



Tatbestand

Der Kaufmann Heinrich P flB h a tte  an seinem Unter­
nehmen seine v ie r  Kinder -  den Kläger» den Beklagten 
und ihre beiden Schwestern -  zunächst a ls  s t i l l e  Ge­
se llsch a fte r b e te i l ig t .  Im Jahre 1961 errich teten  s ie  
mit dem Hauptzweck» Steinbrüche zu betreiben» die ver­
klagte Kommanditgesellschaft. Die Geschwister wurden 
Kommanditisten mit Einlagen von je 130.000 DH. Der 
Vater wurde persönlich haftender G esellschafter mit 
einem K apitalan teil von 400.000 DM. Nach seinem Tode 
am 12. J u li  1963 ging die Rechtsstellung des persönlich 
haftenden G esellschafters auf den Beklagten Uber. Die 
Parteien s tre ite n  um das Recht des Klägers zur M itarbeit 
in  der G esellschaft und um die Gewinnverteilung.

1. Der Kläger war -  nach seiner Behauptung s e it  1942 
im Unternehmen tä t ig  und zwar s e i t  1961 B e trieb s le ite r 
des Steinbruchbetriebs. Im Laufe der Zeit kam es zwischen 
dem Beklagten und den Kommanditisten» insbesondere dem 
Kläger» zu Spannungen. Am 21. Januar 1971 schrieb der 
Beklagte unter der Firma der G esellschaft dem Kläger 
unter anderem:

nEs i s t  n icht möglich» daß Du . . .  im Betrieb 
tä t ig  b le ib s t. Ich fordere Dich daher auf» 
ab so fo rt Deine Tätigkeit einzustellen  und 
den Betrieb nicht mehr zu b e tre te n ."

Darin erblicken die Beklagten eine aus wichtigem Grunde 
erfo lg te  f r is t lo s e  Kündigung eines A rbeitsverhältnisses» 
das zwischen der G esellschaft und dem Kläger bestanden
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habe. Der Kläger dagegen l e i t e t  sein  Recht zur Mit­
arbeit aus dem G esellschaftsvertrag her und wendet 
sich gegen das vorerwähnte Schreiben mit den Anträgen 
fe s tzu s te llen , daß 1. das T ätigkeitsverhältn is zwischen 
ihm und der G esellschaft tro tz  jenes Schreibens f o r t ­
bestehe, und 2. er tro tz  des Schreibens den Betrieb 
betreten  dürfe.

2. Der Vater hatte  durch Testament von seinem 
K apital- und seinem Gewinnverrechnungskonto dem Kläger 
und dem Beklagten je 1/3 und den Schwestern je 1/6 
zugewandt. Vor seinem Tode so ll e r gewünscht haben, daß 
stattdessen  der Beklagte die H älfte, der Kläger 1/4 und 
die Schwestern je 1/8 e rh ie lten . Um diesem Wunsche zu 
entsprechen, vereinbarten die Schwestern unter dem 
18. Ju li  1963 sc h rif tlic h  mit dem Beklagten, ihnen solle 
nur je 1/8 und dem Beklagten die Differenz zu je 1/6 
zufallen . Demgemäß hat der Beklagte von dem Kapital -  
und von dem Gewinnverrechnungskonto, von denen 8/24 
auf den Kläger übertragen worden sind, sich se lb s t 10/24 
und den Schwestern nur je 3/24 zugeschrieben. Von dem 
sogenannten Restgewinn b rin g t er seitdem sich  se lb s t 
31 #67 % und den Schwestern je 20 % gut, während nach 
G esellschaftsvertrag und Testament der Beklagte, wie 
der Kläger, 28,33 % und die Schwestern je 21,67 % zu 
erhalten hätten (vgl. S. 33/34 der K lageschrift). Das 
w ill der Kläger nicht hinnehmen, w eil e r der Verein­
barung nicht zugestimmt habe. Mit seinem d r it te n  Fest­
stellungsantrag e rs treb t er die Verteilung des Rest­
gewinns aus dem Geschäftsjahr 1969/70 a lle in  nach Ge­
se llsch a fts  vertrag  und Testament.



Die Vor ins tanzen haben der Klage stattgegeben f 
das Landgericht gegenüber der im ersten  Rechtszug 
a lle in  verklagten G esellschaft, das Oberlandesgericht 
auch gegenüber dem Beklagten, auf den der Kläger im 
zweiten Rechtszug die Klage ausgedehnt hat, nachdem 
die G esellschaft ihre Passivlegitim ation b e s tr i tte n  
h a tte . Im einzelnen hat das Berufungsgericht -  unter 
Zurückweisung der Berufung der G esellschaft -  gegenüber 
beiden Beklagten fe s tg e s te l l t ,  daß

1. das Tätigkei t s Verhältnis das Klägers innerhalb
der G esellschaft tro tz  des Schreibens vom 21. Januar 1971 
fo rtbestehe,
2. der Kläger tro tz  des in  diesem Schreiben enthaltenen 
Verbots den Betrieb betreten dürfe und

3. der nach Abzug der Vor aus gewinne verbleibende Gewinn 
des Geschäftsjahres 1969/70 im Jahresabschluß per
28. Februar 1970 gemäß dem G esellschaftsvertrag in  
Verbindung mit dem Testament, jedoch ohne Berücksichti­
gung der Vereinbarung vom 18. J u li  1963, aufzuteilen  
se i.

Mit der Revision verfolgen die Beklagten ihren 
Klagabweisungsantrag w eiter. Der Kläger beantragt die 
Zurückweisung ihres Rechtsm ittels.
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Ent sch e i dungs gründe s 

Die Revision i s t  nur te ilw eise begründet*

I .

Das angefochtene U rte il h ä lt den Revisionsangriffen 
stand, soweit das Berufungsgericht den Fortbestand des 
T ätigkeitsverhältn isses des Klägers und seine Berechti­
gung fe s tg e s te ll t  hat, den Betrieb zu betreten*

1. Die Klage konnte in  diesem Umfange gegen beide 
Beklagte g erich te t werden* Nach ihrem Sinn und Zweck 
gehen diese Anträge in  zwei Richtungen: Auf die Fest­
ste llung , die G esellschaft dürfe weder rech tlich  (durch 
die ausgesprochene Kündigung) noch ta tsäch lich  (durch das 
Betriebsverbot) in  die Tätigkeitsbefugnisse des Klägers 
eingreifen; insoweit i s t  der Rechtsgrund des T ätigkeits­
verhältn isses des Klägers nur eine Vorfrage, über die 
rech tsk räftig  nicht entschieden wird, und daher die 
G esellschaft, gegen deren E ingriffe sich der Kläger 
zur Wehr zu setzen versucht, die r ich tig e  Beklagte*
Soweit die Anträge außerdem auf die Feststellung eines 
im G esellschaftsvertrag verankerten T ätigkeitsrechts 
gerich te t sind, i s t  der Beklagte zu 2 a ls  M itgesell­
schafter zutreffend verklagt worden, w eil er durch 
sein Verhalten dem Kläger ein Recht d ieser Art s t r e i t ig  
gemacht hat und der Bestand eines solchen Rechts unter 
den Gesellschaftern geklärt werden muß* Dies a lle s  
entspricht der ständigen Rechtsprechung des erkennenden 
Senats (vgl* u.a* BGHZ 46, 175, 176/177).



2. Grundlage ftir die Tätigkeit des Klägers i s t  
nach der Überzeugung des Berufungsgerichts jedenfalls 
s e i t  Mai 1963 nicht mehr ein  A rbeitsverhältn is, sondern 
der G esellschaftsvertrag gewesen* Das Berufungsgericht 
entnimmt dies dem § 6 des Vertrages, der in  seiner zur 
Zeit gültigen , noch mit dem Vater der Parteien verein­
barten Fassung vom 23* Mai 1963 auszugsweise la u te t:

. Die in  der G esellschaft in  Gegenwart und 
Zukunft tä tigen  G esellschafter11 - das waren 
im Mai 1963 der Vater und die beiden Brüder -  
"erhalten Voraus gewinne fü r ihre T ätigkeit, 
und zwar der Komplementär 10 die Kommandi­
t is te n  je 7,5 % des Reingewinns. Der Mindest­
vorausgewinn für den Komplementär be träg t jedoch 
das Zweifache der Vergütung, die der bestbezahlte 
A ngestellte der Firma . . .  e rh ä lt. Der Mindest­
vorausgewinn fü r die tä tigen  Kommanditisten be­
trä g t  . . .  das Bineinhalbfache d ieser Vergütung . . .

Nach d ieser Bestimmung habe der Kläger -  so fü h rt das 
Berufungsgericht aus -  fü r seine T ätigkeit n icht etwa 
ein Gehalt, sondern einen ,lVorausgewinn,, erha1+«- 
allem gehe § 6 fü r einen 
einem • -
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Auffassung; denn die Festlegung des Vorab habe, wie 
der Beklagte se lb s t vortrage, vornehmlich dazu ge­
d ien t, die Möglichkeit von Einwirkungen des Vaters 
und seines Rechtsnachfolgers auf die Gewinnverteilung 
auszuschlieBen, wie sie  in  der Zu- und Aberkennung 
von Varabgewinnen im Rahmen von Anstel lungs Verträgen 
liegen würde. Zusätzlich se i zu berücksichtigen, daß 
der Vorab nach der ursprünglichen Fassung des Gesell­
schaftsvertrages bei sinkender Kaufkraft des Geldes 
jedenfalls  nach dem Tode des Vaters nicht etwa von dem 
persönlich haftenden G esellschafter, sondern mar von 
der Mehrheit der G esellschafter hä tte  erhöht werden 
können. Beruhe aber nach alledem die Tätigkeit des 
Klägers auf dem G esellschaftsvertrag, so habe der Be­
klagte als V ertreter der G esellschaft weder dem Kläger 
kündigen, noch ihm ein Haus verbot e r te ile n  können.

Die dagegen von der Revision erhobenen Angriffe 
sind unbegründet.

a) Die Revision wendet sich gegen jene Auslegung 
von § 6 des G esellschaftsvertrages in  e rs te r  Linie mit 
der Erwägung, es könnten, wenn nach d ieser V orschrift 
dem Kläger eine gesellschaftsvertrag liche Tätigkeitsbe­
fugnis zustünde, auch die Schwestern ein solches Recht 
in  Anspruch nehmen und dafür g le ich fa lls  einen Gewinn­
voraus von mindestens dem eineinhalb fachen Gehalt des 
bestbezahlten Angestellten fordern; das aber würde die 
Leistungsfähigkeit der G esellschaft weit übersteigen. 
Damit le g t die Revision den Ausführungen des Berufungs­
gerich ts einen falschen Sinn b e i. Dieses hat aus dem
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G esellschaftsvertrag nur fü r diejenigen G esellschafter 
eine Tätigkeitsbefugnis abgele ite t, die schon bei der 
le tz ten  Vertragsänderung im Mai 1963 in  dem Unternehmen 
tä t ig  waren, nicht dagegen für die Schwestern«

Der Reviion i s t  darin  zuzustimmen, daß § 6 des 
G esellschafts Vertrages ausdrücklich dem Kläger kein 
Recht auf Tätigkeit gibt« Gleichwohl konnte das Beru­
fungsgericht ihm ein  solches Recht entnehmen, ohne da­
mit allgemeine Auslegungsregeln zu verletzen« Die Be­
fugnis zur Geschäftsführung im Sinne der §§ 114 f f  HGB, 
verbunden mit einer Prokura oder Handlungsvollmacht, 
brauchte ihm der G esellschaftsvertrag dazu nicht ein­
zuräumen. Wegen der insoweit bestehenden V ertragsfreiheit 
konnten die G esellschafter ihm vielmehr auch das Recht 
zu einer andersgearteten M itarbeit im G esellschafts­
unternehmen, die sich nicht unm ittelbar in  der Geschäfts­
leitung zu vollziehen brauchte, gewähren und insoweit 
seine G esellschafterrechte und -p flich ten  erw eitern.

Auch das Berufungsgericht geht davon aus, daß die 
in  § 6 des G esellschaftsvertrages erwähnten Voraus gewinne 
als Tätigkeitsvergütung gedacht gewesen sind« Es fo lg ert 
aber, wie seine weiteren Darlegungen zeigen, aus der Art 
der Berechnung d ieser Vergütung, mit ih r  habe n ich t eine 
a rb e itsv ertrag lich  geschuldete, sondern eine aufgrund 
des G esellschaftsvertrages g e le is te te  T ätigkeit abge­
golten werden so llen . Dagegen läß t sich aus Rechtsgründen 
n ich ts einwenden«
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Der Senat hat auch die anderen insoweit von der 
Revision erhobenen Verfahrensrügen gep rü ft, s ie  aber 
g le ich fa lls  nicht für durchgreifend erachtet« Von 
einer Begründung sieh t er gemäß Art« 1 Nr« 4 BGHEntlG 
ab«

b) Die Ansicht des Berufungsgerichts, daß jeden­
fa l ls  der Beklagte a l le in  nicht b erech tig t gewesen s e i ,  
dem Kläger das Recht zur Tätigkeit in  der G esellschaft 
zu entziehen, i s t  unter diesen Umständen folgerichtig«
I s t  dem Kommanditisten ‘im G esellschaftsvertrag eine 
Geschäftsführungsbefugnis übertragen worden, so kann 
sie  ihm nicht von dem persönlich haftenden G esellschafter 
entzogen werden, auch nicht aus wichtigem Grund (vgpL.
BGHZ 17, 392, 394/95). Für das T ätigkeitsrecht des 
Klägers, das auf dem Ges e l ls chaftsvertrag beruht, g i l t  
n ich ts anderes. Ob dem Kläger bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes das Recht auf M itarbeit in  der G esellschaft durch 
Beschluß der M itgesellschafter oder nur im Wege einer 
Klage entsprechend § 117 HGB entzogen werden könnte 
(so für die Geschäftsführungsbefugnis des Kommanditisten 
BGHZ 17, 392, 395 im Anschluß an RGZ 110, 418 f f ;
Schilling in  Großkomm« HGB § 164 Anm« 12; Schlegelberger/ 
Geßler, HGB, 4« Aufl« § 164 Anm« 9; für die Entziehung 
anderer Tätigkeitsbefugnisse Felix NJW 1972, 853 
Ab sehn. I I I ) ,  kann h ie r unentschieden b leiben, da sich 
die übrigen Kommanditisten dem Standpunkt des Beklagten 
nicht angeschlossen haben.

Bei den vom Berufungsgericht auf die Anträge zu 1 
und 2 getroffenen Feststellungen verb le ib t es daher.



II« Für den Antrag zu 3 (Verteilung des sog« Rest­
gewinns aus dem Geschäftsjahr 1969/70) i s t  die Gesell­
schaft -  darin  i s t  der Revision zuzustimmen -  nicht 
die r ic h tig e  Beklagte« Der Kläger erhebt keine Leistungs-, 
sondern eine Feststellungsklage« Das übersieht das Bern* 
fungsgericht, indem es darauf a b s te l l t , daß "die Gesell­
schaft a ls  zur Leistung v erp flich te te  Ge samt hand sgemein- 
schaft" betroffen sei« Der Kläger s t e l l t  eine Frage zur 
Entscheidung, die nicht sein Vezhältnis zur G esellschaft, 
sondern nur das Verhältnis der G esellschafter zueinander 
b e t r i f f t .  In einem Feststellungsprozeß gegen die Gesell­
schaft kann das nicht aus getragen werden (vgl. u«a« BGHZ 48, 
175, 176/77). Gegenüber d ieser i s t  daher die Klage abzu­
weisen«

Der Beklagte i s t  dagegen passiv leg itim iert«  Der 
gegen ihn gerich te te  Antrag des Klägers muß jedoch aus 
einem anderen Grund abgewiesen werden«

Die Parteien s tre ite n  insoweit n icht um die Wirksam­
k e it der Abtretung einzelner Gewinnansprüche der Schwestern 
an den Beklagten -  was den Kläger n ichts anginge -  , 
sondern um ein  Rechtsverhältnis, das a l le  G esellschafter 
berührt und von der Wirksamkeit der sch riftlich en  Verein­
barung vom 18« J u li  1963 abhängt, in  der die Schwestern 
Teile des im Wege der Erbfolge auf s ie  übergegangenen 
G esellschaftsan teils ih res Vaters an den Beklagten ab­
getreten haben«

Das Berufungsgericht hat diese Vereinbarung für 
unwirksam gehalten: Zur Wirksamkeit der Abtretung sei 
die Zustimmung des Klägers erfo rderlich  gewesen« Eine
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rechtsverbindliche Zustimmungserklärung lasse  sich 
aber nicht fe s ts te llen «  Sie könne auch n ich t aus der 
Unterzeichnung der Handels re gisteranmeldung durch den 
Kläger h e rg e le ite t werden, solange n ich t dargetan se i, 
daß er die Notwendigkeit seiner Zustimmung zu einer 
wirksamen Änderung der Beteiligungsverhältnisse zwischen 
den anderen Gesellschaftern gekannt habe« Eine solche 
Kenntnis habe der Kläger bestritten«  Sein ursprünglicher 
Widerspruch lasse nicht den Schluß zu, er habe die 
rechtlichen Zusammenhänge gekannt«

Dem kann nicht gefolgt werden«

Es i s t  a llerd ings r ic h tig , daß der Übergang von 
Teilen des den Schwestern zugefallenen väterlichen Ge­
se llsc h a ftsan te ils  auf den Beklagten nicht nur durch 
einstimmige Änderung des G esellschaftsvertrages, wie 
der Kläger meint, sondern auch dadurch herbeigeführt 
werden konnte, daß sich die Schwestern mit dem Beklagten 
über den Rechtsübergang einigten und der Kläger die darin  
liegende te ilw eise Anteilsabtretung nachträglich ge­
nehmigte« Gemäß § 182 Abs. 2 BGB bedurfte die Zustimmung 
des Klägers zu der Abtretung nicht der fü r d iese se lbst 
etwa vorgeschriebenen Schriftform, sondern konnte auch 
formlos e rk lä rt werden« Es kommt daher entgegen der 
Ansicht der Revisionserwiderung schon deshalb auf § 14 
des G esellschaftsvertrages nicht an, der für Vertrags­
änderungen die Schriftfarm vorschreibt.

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts bestehen 
jedoch keine durchgreifenden Bedenken, die Zustimmung



11h

-  13 -

des Klägers darin zu sehen, daß d ieser, obwohl er 
der Vereinbarung zunächst widersprochen h a tte , wenige 
Monate sp ä te r, am 26. Oktober 1963, gemeinsam mit 
seinen Geschwistern eine Erklärung unterschrieben hat, 
ln  der die G esellschafter zum Handelsregister unter 
anderem angemeldet haben, nach dem Tode des Vaters 
hätten sich die Hafteinlagen der Schwestern um je  
30.000 DM erhöht. Da sich nach der testamentarischen 
Regelung die festen  Kapitalkonten der Schwestern um 1/6 
von 400.000 DM = je etwa 66.700 DM hätten erhöhen müssen, 
entsprach die angemeldete Erhöhung um nur 30.000 DM = 1/8 
genau der vom Kläger zunächst beanstandeten Vereinbarung. 
Die Erklärung, mit der die Abtretung a l l s e i t s  anerkannt 
wurde, r ic h te te  sich zwar an das R egistergericht. Der 
erkennende Senat hat aber b e re its  in  seinem U rte il 
I I  ZR 5/71 vom 25. 9. 1972 = WM 1972, 1368 ausgesprochen, 
die übrigen G esellschafter dürften der Unterzeichnung 
einer Handelsregisteranmeldung durch einen M itgesell­
schafter nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die 
V erkehrssitte entnehmen, d ieser b i l l ig e ,  was e r  dort 
e rk lä r t habe, auch im Innen Verhältnis -  es se i denn, 
aus den Umständen ergebe sich etwas anderes. Diese 
Rechtsprechung, die a llerd ings einen etwas anders 
gelagerten F all b e tra f , aber a l le in  der Bedeutung gerecht 
wird, die die Hand eis regis te r  e in t ragung fü r die Gesell­
schafter hat, i s t  auch h ie r anzuwenden. Der Kläger ha tte  
nach seinem eigenen Vorbringen der Vereinbarung vom 
18. J u l i  1963 zunächst widersprochen (vgl. S. 15 der 
K lageschrift, S. 28 seines S chriftsa tzes vom 25« August 
1971, S. 4 seines S chriftsa tzes «*«•» ^  ~
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und S. 15 der Berufungserwiderung). Daß die Handels- 
registeranmeldung gleichwohl von der Wirksamkeit der 
Vereinbarung ausging9 konnte ihm bei gehöriger Auf­
merksamkeit n ich t entgehen. Solche Aufmerksamkeit 
durften seine Geschwister auch von ihm erwarten.
Aus ih re r  S icht, auf die es h ie r ankommt, hä tte  des­
halb der Kläger die Anmeldung so, wie s ie  abgefaßt 
war, n ich t gemeinsam mit ihnen unterzeichnen dürfen, 
wenn er die Wirksamkeit der Vereinbarung w eiterhin 
in  der Schwebe lassen w ollte. Darin, daß e r dennoch 
unterschrieben ha t, l ie g t  deshalb auch im V erhältnis 
zu den M itgesellschaftern seine Zustimmung*

Soweit das Berufungsgericht demgegenüber darauf 
abhebt, daß dem Kläger die "Kenntnis der rechtlichen  
Zusammenhänge" gefehlt habe, w ill es offenbar dem 
allgemeinen Rechtssatz folgen, die Genehmigung eines 
Vertrages setze in  der Regel voraus, daß sich  der 
Genehmigende der Zustimmungsbedürftigkeit bewußt i s t  
oder wenigstens mit einer, solchen Möglichkeit rechnet 
(vgl. RGZ 118, 133 f f  und 138, 44 sowie BGHZ 2, 130, 
132/33). Das g i l t  aber nur fü r sog. schlüssige, n ich t 
jedoch fü r ausdrückliche Zustimmungserklärungen 
(BGHZ 47, 341, 331). Es kann auch n ich t gelten , wenn 
die zustimmungsbedürftige Änderung des G esellschafts­
vertrages Gegenstand einer Anmeldung zum Handelsre­
g is te r  i s t  und der G esellschafter sich mit deren Inhalt 
-  durch seine U nterschrift -  ausdrücklich einverstanden 
e rk lä rt h a t. Dem betreffenden G esellschafter b le ib t 
daher, wenn e r sich der schwebenden Unwirksamkeit des 
Vertrages n ich t bewußt gewesen i s t  und n ich t zustimmen 
w ollte, a l le n fa lls  übrig, die Erklärung wegen Irrtums anzu­
fechten; das hat der Kläger jedoch n ich t getan, und er 
könnte das heute auch n ich t mehr nachholen.
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Das angefochtene U rte il kann daher in  diesem Punkte 
n ich t aufrechterhalten werden. Der Kläger hat die Gewinn­
verteilung zu Unrecht beanstandet« H insichtlich  des Fest­
stellungsantrages zu 3 war mithin die Klage abzuweisen«

III« Die Kostenverteilung erg ib t sich  daraus9 daß der 
Kläger im ersten  Rechtszug 9 in  dem er nur die G esellschaft 
verklagt h a tte , nach einem S tre itw ert von 400.000 DM 
obgesiegt, nach einem solchen von20.Ö00 DM verloren-und 
nach einem S treitw ert von 30.000 TM die Klage zurückge- 
nommen und daß e r in  den Rechtsm ittelinstanzen gegenüber 
beiden Beklagten nach einem S treitw ert von 400.000 DM 
obgesiegt und nach einem solchen von 20.000 IM  verlören 
h a t.

Stimpel Dr. Schulze Fleck
Dr. Bauer R ichter am Bundesgerichtshof

Dr. Kellermann i s t  beurlaubt 
und deshalb gehindert zu unter­
schreiben.

Stimpel
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